
Gemeindeverwaltung
-Ostseebad Binz

Niederschrift

über die 7. Sitzung (7. Wahlperiode) der Gemeindevertretung der Gemeinde Ostseebad Binz
am 5.3.2020 - öffentlicher Teil

unter dem Vorsitz von Herrn Kurowski

Vorsitzende der Gemeindevertretung

1. Stellvertreter des Vorsitzenden
2. Stellvertreter des Vorsitzenden

Die Gemeindevertretung:

1. Borchert, Heinz X
2. Böttcher, Mario X
3. Deutschmann, Kai X
4. Dohrmann, Ulf E
5. Drahota, Grit X
6. Holtz, Helga X
7. Klein, Siegfried X
8. Kurowski, Mario X
9. Mehlhorn, Christian X
10. Michalski, Jürgen X
11. Müller, Marvin X
12. Reinbold, Ralf X
13. Reetz, Heike 2
14. Schulz, Norbert X
15. Colmsee, Helge X
16. Dr. Tomschin, Manuela X
17. Tomschin, Dietrich X

Mitglieder der Verwaltung:
Herr Karsten Schneider Bürgermeister
Herr Behrens 1. Stellvertreter des Bürgermeisters
Frau Winter 2. Stellvertreterin des Bürgermeisters
Frau Küster AL Allgemeine Verwaltung
Herr Gardeja Kurdirektor



Protokoll der 7. Sitzung der Gemeindevertretung am 05.03.2020

-öffentlicher Teil-

Teilnehmer: siehe Anwesenheitsliste

Ort: Haus des Gastes, Heinrich-Heine-Straße 7

Beginn: 18:30 Uhr

Ende: 22:00 Uhr

Zu TOP 1., 1.1, 1.2
Herr Kurowski begrüßt die Gemeindevertreter/innen, den Bürgermeister, Herrn Schneider,
die Amtsleiter/innen und den Kurdirektor sowie alle Gäste der heutigen Sitzung. Er stellt fest,
dass form- und fristgerecht geladen wurde. Entschuldigt haben sich Frau Reetz und Herr
Dohrmann. Die Beschlussfähigkeit ist mit 15 Gemeindevertreter/innen gegeben.

Zu TOP 1.3 — Feststellen der Tagesordnung

Die Tagesordnung wird wie folgt festgestellt:

Tagesordnung:
öffentlicher Teil

1. Eröffnung der Sitzung
1.1 Feststellen der form- und fristgerechten Ladung
1.2 Feststellen der Beschlussfähigkeit
1.3 Feststellen der Tagesordnung

2. Bestätigung der Niederschrift über die 6. Sitzung der Gemeindevertretung vom
30.01.2019 — öffentlicher Teil

3. Informationen des Vorsitzenden
4. Bericht des Bürgermeisters
5. Anfragen der Gemeindevertreter
6. Einwohnerfragestunde

7. Beschlussvorschlag zur Haushaltssatzung und Haushaltsplan 2020 der Gemeinde
Ostseebad Binz

8. Beschlussvorschlag der 5. Änderungssatzung zur Hauptsatzung
9. Beschlussvorschlag über einen Grundsatzbeschluss zum BlueWave Festival 2020 bis

2022
10. Beschlussvorschlag über einen Grundsatzbeschluss zum Duckstein-Festival 2021 bis

2023

11. Beschlussvorschlag zur Verlängerung der Kalkulation der Satzung über die Gebühren
für die Inanspruchnahme von Einrichtungen und Anlagen im Strand- und Dünenbereich
der Gemeinde Ostseebad Binz für den Zeitraum von 2016 bis 2020

12. Beschlussvorschlag über einen Grundsatzbeschluss zur zukünftigen Größe und
Gestaltung der Strandgastronomie

13. Beschlussvorschlag über einen Grundsatzbeschluss zur Strandbewirtschaftung
(Strandversorgung, Strandkörbe und sonstige gewerbliche Stranddienstleistungen)

14. Beschlussvorschlag über einen Grundsatzbeschluss für die zukünftige Ausrichtung des
Konversionsmanagements
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15. Beschlussvorschlag zur Übertragung der Zuständigkeit im Rahmen eines
Vergabeverfahrens auf den Hauptausschuss gemäß § 22 Nr. (5) Satz 2 KV M-V

16. Beschlussvorschlag zum Antrag auf Ausnahme von der Veränderungssperre im Bereich
des sich in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes Nr. 39 „Wohnen am Potenberg“
der Gemeinde Ostseebad Binz im Rahmen des Antrages-. ~Nutzungsänderung von
reinem Wohnen in Vermietung an Feriengäste (WEG Nr. 10)“
hier: Entscheidung über das Einvernehmen nach § 36 BauGB

17. Beschlussvorschlag zum Antrag auf Befreiung nach § 31 Abs. 2 BauGB von den
Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 1 „Zentrum“ (TF Teil B Pkt. 7) der Gemeinde
Ostseebad Binz

18. Antrag der Fraktion „aus der Mitte‘ zur Thämlitz-Halle
19. Antrag der Fraktion „aus der Mitte“ zur Mobilität zum Jagdschloss Granitz
20. Antrag der Fraktionen „Bürger für Binz“, „aus der Mitte“ und des Abgeordneten, Herrn

Klein, zur Ausweisung einer Grünfläche
21. Antrag der Fraktionen „Bürger für Binz“, „aus der Mitte“ und des Abgeordneten, Herrn

Klein zur Wahl einer/s neuen 2. stellvertretenden Bürgermeisterin/Bürgermeisters der
Gemeinde Ostseebad Binz

22. Beschlussvorschlag zur Wahl der 2. Stellvertreterin/des 2. Stellvertreters des
Bürgermeisters

23. Beschlussvorschlag über die Zustimmung zur Annahme einer Sachspende für die
Freiwillige Feuerwehr Ostseebad Binz

nichtöffentlicher Teil
24. Bestätigung der Niederschrift der Sitzung der Gemeindevertretung vom 30.01.2020 —

nichtöffentlicher Teil
25. Beschlussvorschlag über die Zuschlagserteilung im Rahmen des Vergabeverfahrens

nach VOB/A für die Maßnahme „temporäre Begrünung des Kurplatzes“
hier: Vergabe der Fertigung von Pflanzkübeln mit Wasserspeicher

26. Beschlussvorschlag über einen geänderten Antrag zum Erwerb einer Teilfläche aus
einem Flurstück der Gemarkung Schmachter See

27. Beschlussvorschlag über den Widerspruch des Bürgermeisters gegen den Beschluss-
Nr. 211-06-2020

28. Personalangelegenheit
Anhörung und Beratung zu einer Dienstaufsichtsbeschwerde

29. Informationen/Mitteilungen

Zu TOP 2 — Bestätigung der Niederschrift über die 6. Sitzung der Gemeindevertretung vom
30.01.2020 — öffentlicher Teil

Beschluss-Nr. 217-07-2020
Die Gemeindevertretung bestätigt die Niederschrift über die 6. Sitzung der
Gemeindevertretung vom 30.01.2020 — öffentlicher Teil.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 13
Nein/Stimmen: keine
Enthaltungen: 2

Zu TOP 3— Informationen des Vorsitzenden
Herr Kurowski: Im letzten Sozialausschuss wurde kritisch angemerkt, dass es im Ort an
Sitzgelegenheiten fehle. Die Wegstrecken zwischen den vorhandenen Sitzgelegenheiten
seien für die Senioren zu lang. Frau Holtz habe sich daraufhin mit dem Bauamt in
Verbindung gesetzt. Gemeinsam wurden Standorte für neue Bänke und Papierkörbe
gefunden. Diese sollen nun schnellstmöglich montiert werden.
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Weiterhin gratuliert Herr Kurowski dem Bürgermeister zum erreichten Meister- und
Vizemeistertitel im Kugelstoßen.

Zu TOP 4— Bericht des Bürgermeisters
Der Bericht des Bürgermeisters wird der Niederschrift als Anlage beigefügt und ist im
Internet nachzulesen. Hinweis dass der Bürgermeister interne Dinge in die Öffentlichkeit
bringen wollte und durch den Vorsitzenden gerügt wurde.

Zu TOP 5—Anfragen der Gemeindevertreter
Herr Mehlhorn bezieht sich auf die letzte Sitzung der Gemeindevertretung. Er erkundigt sich
in diesem Zusammenhang nach dem aktuellen Stand in Bezug auf das Befahren der
Straße zum Jagdschloss. Vonseiten der VVR sollten Alternativvorschläge unterbreitet
werden, was beispielsweise den Einsatz der Busse betreffe. Bislang ist den
Gemeindevertretern ein derartiger Plan nicht zugeleitet worden.

Herr Gardeja: Es laufen nach wie vor Gespräche mit der WR. Die Kurverwaltung hafte im
Vorfeld einer Stellungnahme gegenüber der VVR einen umfassenden Prüfungsauftrag von
den Gremien erhalten, unter anderem zum Einholen von Stellungnahmen zum Betrieb der
Linie 28 vom Landrat, Dr. Kerth als Hauptgesellschafter der VVR, über den Beschluss der
Gesellschafterversammlung des WR zur Linie 28, Beschluss des Aufsichtsrates der VVR,
eine Stellungnahme der Straßenverkehrsbehörde des Landkreises VR, eine Stellungnahme
des Biosphärenreservates Südost-Rügen ‚ eine Stellungnahme des Ministeriums für
Schlösserverwaltung u.s.w. Daran sei intensiv gearbeitet worden. Die Sitzung der
Gemeindevertretung fand einen Tag vor Ablauf der Fristsetzung statt. Mit der
Beschlussfassung einen Tag vor Fristablauf seien die bis dahin getätigten Anstrengungen im
Grunde hinfällig gewesen. Von daher sei keine große Notwendigkeit hinsichtlich der
weiteren Zusammenstellung der gewünschten Informationen gesehen worden.

Für Herrn Mehlhorn wäre interessant zu erfahren, ob die VVR Alternatiworschläge habe,
auch mit Blick in die Zukunft.

Herr Schneider äußert, dass der Gemeinde-/Kurverwaltung keine weiteren Informationen
bzw. Alternativvorschläge vorliegen. Der Termin sei so gesetzt worden. Möglicherweise habe
die VVR nicht wirklich Alternativen.

Frau Dr. Tomschin zieht für sich die Schlussfolgerung, dass kein Linienverkehr zum
Jagdschloss erfolge. Priorität habe, darauf bauen zu können, dass der Linienverkehr nicht
stattflnde, sowie der Beschluss der Gemeindevertretung gefasst worden sei.

Das hänge von der VVR ab, so Herr Schneider dazu.

Frau Dr. Tomschin wirft ein:,, Nein von uns, wie wir das wollen“. Es handelt sich um eine
Gemeindestraße.

Herr Tomschin hat eine Anfrage zum Projektwettbewerb Modellregion zur Umsetzung der
Landestourismuskonzeption Mecklenburg-Vorpommern. Nach seinem Kenntnisstand können
Bewerbungen mit dem Ziel eingereicht werden, ausgewählte Schlüsselmaßnahmen aus der
Landestourismuskonzeption gebietsübergreifend zu erproben und zu evaluieren.

Auf die Frage von Herrn Tomschin erklärt Herr Behrens, dass vonseiten der Gemeinde kein
Antrag gestellt wurde. Seines Wissens gebe es auch von den anderen Ostseebädern auf
der Insel Rügen keine Intensionen, sich an dem Projektwettbewerb zu beteiligen.

Herr Gardeja macht deutlich, dass diese Art von Modellregion viel zu kurz gegriffen sei. Die
Initiative verlagert die Erklärung, was zukünftig im Kommunalen Abgabengesetz und im
Kurortgesetz geregelt werden muss. Es muss zum einen deutlich werden, dass sich
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touristische Infrastruktur nur gemeinsam entwickeln lässt und die Flächendestination von
Rügen anderes definiert werden muss, wie in anderen Regionen (z.B. Kühlungsborn). Eine
Finanzierung muss zukünftig auch dort ermöglicht werden, wo eine Prädikatisierung der
Fläche nicht stattfinden kann. Auf der Insel Rügen gibt es 40 Gemeinden davon 16
prädikatisierte Orte. Ein Großteil der Orte habe gar nicht die Möglichkeit, etwas zu tun.

Frau Dr. Tomschin erkundigt sich, ob die Gemeinde für den Ernstfall vorbereitet ist. Sie hält
es für wichtig, dass der Ort vorbereitet ist und keine Panik verbreitet wird. Hierzu gehören
u.a., das Vorhalten von ausreichenden Materialien wie Mundschutzmasken und
Desinfektionsmittel in der Apotheke.

Herr Schneider informiert, dass der Landrat zu einem Gesprächstermin am 6.3.2020
eingeladen habe, um über den aktuellen Stand des Coronavirus zu informieren.

Herr Mehlhorn kritisiert, dass er im Bericht des Bürgermeisters Ausführungen zu möglichen
finanziellen Auswirkungen der Coronakrise auf den Haushalt der Gemeinde vermisst habe.
Er verweist auf das Amt Mönchgut Granitz, welches bereits frühzeitig Schutzmaßnahmen
ergriffen hat

Herr Gardeja informiert, dass in sämtlichen öffentlichen Anlagen Desinfektionsspender
aufgestellt wurden. Die Besucherzentren und Informationsstellen wurden mit zusätzlichen
Desinfektionsmitteln ausgestattet. Auf den 15 öffentlich betriebenen WC werden
zweisprachige Hinweisschilder angebracht. Zudem wird ein Infoblatt über Stornierungen im
Krisenfall am Beispiel Coronavirus an alle Gastgeber verschickt. In diesem Infoblatt finden
Gastgeber die Infos des Dl‘] und erfahren, welches Recht bei Stornierungen im Krisenfall
gilt.

Herr Kurowski bittet Frau Dr. Tomschin um eine kurze Erläuterung zum geplanten
Naturschutzgebiet „Kleiner Jasmunder Bodden, Ossen-Niederung und Schmachter See‘

Frau Dr. Tomschin: Zur letzten Betriebsausschusssitzung wurde Frau Münster, Leiterin des
Biosphärenreservates Südost-Rügen geladen, um den Sachstand vorzustellen. Herr
Gardeja hatte in der Betriebsausschusssitzung im September bereits verschiedene
Vorstellungen angebracht. Diese wurde zusammengefasst und der Verwaltung übergeben.
Es gehe hier insbesondere um folgende Punkte:

O Anfrage bezüglich des Schmachter Sees
O Anfrage zum Radweg zwischen Prora und Binz
O Anfrage zu allen Themen zur Besucherlenkung und zum Aufbau von

Wegebeziehungen nördlich vom Knoten Prora
O Anfrage zu allen Themen zu Angel- und Jagdangelegenheiten

Empfohlen wird eine weitere mögliche Flächenausgrenzung vom NSG im Bereich, um den
Schmachter See, links der L29 von Binz kommend in Richtung Naturerbezentrum, über die
Campingplätze (Meier und Manthey) bis zu den Feuersteinfeldern und in Richtung Lietzow
als Rad- und Wanderweg um dort touristische Entwicklungen zu planen. Mit der DBU sollte
Verbindung aufgenommen werden, um die Rad- und Wanderwege und andere touristische
Vorstellungen abzusprechen. Zurzeit wisse man nicht was noch touristisch entwickelt werden
soll. Bis zum 15.3.2020 habe die Gemeinde Zeit, sich zu äußern.



- 4,

\ >‘6~

Herr Kurowski: Das geplante Naturschutzgebiet sei zurzeit eines der wichtigsten Themen.
Das Naturschutzgebiet soll sich u.a. über die Fläche vom Ortseingang bis in Richtung
Buschvitz und Sassnitz erstecken. Der Naturschutz ist ein wichtiges Mittel, um bestimmte
Lebensräume zu erhalten. Aber nichts desto trotz sollten wir uns mit Blick in die Zukunft
nichts verbauen, so Herr Kurowski. Der Betriebsausschuss habe das glücklicherweise
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(rot markierte Fläche liegt im Eigentum der DBU)

Frau Dr. Tomschin bedauert es, dass vonseiten der Verwaltung keine Ausführungen
gemacht werden.
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erkannt. Vonseiten des Bauamtes sei lediglich ein Antrag der Weißen Flotte eingereicht
worden, zwei Seestege im Schmachter See errichten zu wollen, um diesen vielleicht mit
Solarbooten befahren zu können. Wirtschaftlich gedacht, sei so gut wie nichts in diese
Planung eingeflossen. Herr Kurowski äußert, dass er bereits mit einigen Unternehmen
diesbezüglich gesprochen habe, die linksseitig der L 29 von Binz in Richtung Prora
kommend ein Gewerbe betreiben. Er könne schon erwarten, dass zur Problematik noch
einmal eine Präsentation stattfindet und eine Zuarbeit vom Bauamt hinsichtlich geplanter
städtebaulicher und touristischer Vorhaben (Radwege usw.) erfolge. Insofern werde die
Forderung an die Verwaltung herangetragen, das in Rede stehende Areal großflächig aus
dem geplanten neuen Naturschutzgebiet auszusparen und dies entsprechend in der
Stellungnahme zu berücksichtigen, um die Zukunft für Binz zu sichern.

Frau Dr. Tomschin: Erwartet werde von der Verwaltung eine Äußerung und Information
gegenüber der Gemeindevertretung vor dem 15.3.2020, wozu sie sich letztlich
durchgerungen habe.

Zu TOP 6— Einwohnerfragestunde
Herr Frank hat eine Frage zum Parkplatz „Alte Schule“ in Prora. In der letzten
Bauausschusssitzung wurde von Herrn Zielinski zugesagt, dass bis zum letzten Freitag die
vorderen gefährdeten Erdhaufen entsorgt werden und der hintere abgedeckt wird. Anfrage,
wann ein Abtransport erfolgt.

Herr Schneider wird die Anfrage an das Bauamt weiterleiten.

Frau Dr.Tomschin wisse, dass von der unteren Naturschutzbehörde die Forderung stand,
die Erdhaufen im Februar zu entsorgen.

Herr Franke möchte von Frau Holtz wissen, inwieweit auch für die Proraner Senioren
Standorte für neue Bänke gefunden wurden.

Herr Schneider wird die Anfrage an die Volkssolidarität in Prora weiterleiten.

Zu TOP 7 — Beschlussvorschlag zur Haushaltssatzung und Haushaltsplan 2020 der
Gemeinde Ostseebad Binz

Herr Tomschin äußert, dass über drei Finanzausschusssitzungen intensiv diskutiert worden
sei, bis eine Einigung erzielt werden konnte, bis auf die Tatsache, dass gespart werden
müsse. Er stellt aus dem Grund den Antrag, die Stelle unter der laufenden Nr. 43 -

Grünplanung im Stellenplan zu streichen. Der Haushaltsplan habe zur Lesung vorgelegen
und es zeige sich, dass die Gemeinde für die kommenden Jahre ihre Leistungsfähigkeit im
Ergebnis- und Finanzplan nicht nachweisen könne. Die Gemeinde sei aber verpflichtet,
notwendige Maßnahmen zur Wiederherstellung der dauernden Leistungsfähigkeit zu
ergreifen. Dazu sei der Stellenplan nach den Grundsätzen der Sparsamkeit und
Wirtschaftlichkeit aufzustellen. Der Finanzausschuss habe empfohlen, ein bis zwei Stellen
nicht zu besetzen. Er wiederholt, dass er aus diesem Grund den bereits formulierten Antrag
stellt.

Herr Klein stellt den Antrag, die Stelle Controlling (Verwaltungsleitung) unter der laufenden
Nr. 5 zu streichen. Der SB sei widerrechtlich eingestellt worden. Er würde gern wissen, wer
neben dem Bürgermeister den Arbeitsvertrag unterschrieben habe. Herr Klein bringt zum
Ausdruck, dass er ohnehin den gesamten Finanzplan ablehne; die Darstellung auf der Folie
der Präsentation sei so nicht ganz richtig. Die Gemeinde verkaufe Grundstücke in
Millionenhöhe (siehe Finanzplan). Wenn man gute Filetgrundstücke verkauft, lege man sich
das Geld „auf die Seite“. Unter anderem soll ein neues Feuerwehrgerätehaus gebaut
werden. Das könne gar nicht realisiert werden, da dieses Geld in den Haushalt einfließt. Vor
ca. 8 - 9 Jahren hatte die Gemeindeverwaltung 41 Angestellte, nunmehr 63.
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Herr Klein spricht von einem aufgeblähten Wasserkopf in der Verwaltung, der finanziert
werden müsse. Insofern sei es zwingend notwendig, dass „abgespeckt“ und bedeutend
gespart werde.
Kein Unternehmer würde so handeln. Aus genannten Gründen lehne er den Haushaltsplan
ab. Es stelle sich die Frage, was getan werde, wenn keine Grundstücke mehr zur
Veräußerung zur Verfügung stehen. Herr Klein äußert, dass Herr Schneider ein sicheres
Auftreten bei „völliger Ahnungslosigkeit“ habe.

Herr Kurowski mahnt zur Sachlichkeit. Er nimmt den Antrag, die Stelle der lfd. Nr. 5 zu
streichen, zur Kenntnis.

Herr Michalski zeigt auf, dass der Finanzausschuss seit Dezember viermal
zusammengesessen habe, um „die Kuh vom Eis zu kriegen“ und einen beschlussfähigen
Haushalt auf die Beine zu stellen. Nach seiner Meinung sei der Haushalt mit bestimmten
Bedingungen beschlussfähig. Die Bedingungen sind im Ergebnis dargestellt. Der
Finanzausschuss hat einstimmig eine externe Organisationsuntersuchung in der
Gemeindeverwaltung empfohlen, um den Personalbedarf darzustellen.
Herr Michalski bezieht sich auf die Uberweisung an die Kurverwaltung in Höhe von 1,7 Mio.
€. Er verdeutlicht, dass dieses Geld nicht in den Sand gesetzt wurde. Es ist das Ergebnis
dessen, was in 10-15 Jahren vemachlässigt wurde und nunmehr von der Kurverwaltung auf
die Beine gestellt werden muss. Es sind keine Investitionen in der Größenordnung mehr
getätigt worden und jetzt soll das in den nächsten Jahren passieren. Beispielweise sollen
alle Toiletten auf einmal angefasst werden.
Die Kinder der Gäste von 0-12 Jahren von der Kurabgabe zu befreien, sei eine Entscheidung
der vorherigen Gemeindevertretung. Die Verbindlichkeiten von 1,2 Mio. € aus 2019 die
nunmehr an die Kurverwaltung zu zahlen sind - sind die Befreiungstatbestände für Kinder.
Insofern sollten diese im nächsten Jahr auf den Prüfstand gestellt werden.

Frau Holtz: Die Streichung der Stelle SB Grünplanung schwächt eindeutig das Bauamt. Das
Tätigkeitsmerkmal eines Grünplaners ist unter anderem auch die Bearbeitung und
Weiterentwicklung der Bebauungspläne. Sie wissen genau, dass eine Mitarbeiterin des
Bauamtes aufgrund einer längeren Erkrankung für die nächste Zeit ausfällt und somit im
Bauamt durchaus eine Stelle fehlt. Sie sind diejenigen, die immerzu beanstanden, dass das
Bauamt nicht schnell genug bearbeitet und die Bebauungspläne nicht schnell genug auf die
Beine stellt. Das beißt sich doch in den Schwanz, so Frau Holtz.

Herr Mehlhorn verweist auf den Stellenplan im Haushaltsplan 2020. Dort ist bereits eine
Stelle SB Stadtplaner/in unter der laufenden Nummer 37 als neue Stelle eingeplant.
Herr Mehlhorn äußert, dass er dem Haushalt zustimmen werde, auch wenn er bei einigen
Kostenstellen Bedenken habe. Der Haushalt sei in den letzten 5 Jahren von 8 auf 12 Mio.
EUR gewachsen. Er äußert seine Bedenken, dass sich dieses ständige Wachsen nicht
weiter fortsetzen wird. Die Ausgabepositionen sind jetzt schon bedenklich hoch, sodass sie
einer näheren Analyse bedürfen.

Es folgt u.a. eine kontroverse Diskussion hinsichtlich der im Haushaltsplan 2020 neu
geplanten Stellen Grünplanung und Stadtplaner.

Herr Schneider: Wir entwickeln Prora, dieser Ortsteil ist bereits jetzt fast so groß wie Binz.
Und wenn Sie sich dann unseren Personalbestand anschauen, dann sind wir aus meiner
Sicht nicht ausreichend mit Personal ausgestattet. Insofern haben wir Nachholbedarf und
deshalb haben wir die zwei Stellen im Stellenplan beantragt, damit wir unsere Arbeit
ordentlich machen können.

Herr Kurowski kann den eben ausgeführten Äußerungen von Herrn Schneider nicht ganz
folgen. Hierzu habe er bereits eine Diskussion mit Frau Guruz geführt. Diese habe ihm
bestätigt, dass sie keine Stadtentwickler sind. Wir haben Prora - und das ist nach wie vor
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eine große Aufgabe, aber nichtsdestotrotz werden die Bebauungspläne ausgeschrieben.
Dafür gibt es Städteplaner, die entweder von den Investoren bezahlt werden oder die
Gemeinde trägt die Kosten für die Aufstellung eines Bebauungsplanes. Es wird im Grunde
genommen nur noch geprüft, ob die Bebauungspläne satzungskonform sind mit den
Anforderungen der Gesetzgeber. Insofern wird u.a. die Erstellung von Bebauungsplänen
„outgesourct“. Das wir eine gut funktionierende Verwaltung haben müssen, ist jedem klar,
aber über die letzten Jahre wurden immer mehr Mitarbeiter eingestellt, aber der Ort an sich
ist nicht größer geworden. Insofern hinkt die Aussage zu den Aufgaben in Prora, so Herr
Kurowski.

Frau Holtz stellt den Antrag, die Stellen Stadtplaner und
befristen.

Herr Kurowski stellt den Antrag von Herrn Tomschin, die
Grünplanung — im Stellenplan zu streichen, zur Abstimmung.

die Stelle Grünplanung zu

Stelle der lfd. Nr. 43 — SB

Abstimmung:

Damit ist der Antrag angenommen

Ja/Stimmen:
Nein/Stimmen:
Enthaltungen:

Im Folgenden stellt Herr Kurowski den Antrag von Herrn Klein
lfd. Nr. 5— SB Controlling (Verwaltungsleitung) zur Abstimmung.

zur Streichung der Stelle der

Abstimmung:

Damit ist der Antrag angenommen.

Der von Frau Holtz gestellte Antrag,
zurückgezogen.

Beschluss-Nr 218-07-2020
Die Gemeindevertretung beschließt in
2020 der Gemeinde Ostseebad Binz
Ergebnishaushalt, dem Finanzhaushalt,
Stellen im Stellenplan unter der lfd. Nr.

Ja/Stimmen: 10
Nein/Stimmen:
Enthaltungen:

ihrer Sitzung am 05.03.2020 die Haushaltssatzung
bestehend aus dem Haushaltsplan 2020 mit dem
den Teilhaushalten und dem Stellenplan, wobei die
43 — SB Grünplanung und unter der lfd. Nr. 5 — SB

Controlling (Verwaltungsleitung) zu streichen sind

Abstimmung: 14
1

keine

Zu TOP 8— Beschlussvorschlag der 5. Änderungssatzung zur Hauptsatzung
Herr Kurowski: Den Gemeindevertretern ist der neue Beschlussvorschlag zur Neufassung
der Hauptsatzung als Tischvorlage zur heutigen Sitzung vorgelegt worden. Er bittet um
Erläuterungen seitens der Verwaltung.

Frau Küster: Den Gemeindevertretern wurde zur heutigen Sitzung die 5. Änderungssatzung
zur Hauptsatzung gereicht. Zwischenzeitlich kam die Bestätigung der
Rechtsaufsichtsbehörde zu der eigentlichen 5. Anderungssatzung vom 26.6.20219 und den
gewünschten Anderungen vom 12.12.2019.

Frau Küster erläutert, dass die 5. Änderungssatzung der Hauptsatzung rechtskräftig ist.
Gegen die angezeigte Hauptsatzungsänderung wurden keine Verletzungen von
Rechtsverstößen geltend gemacht. Die Beschlussfassung zur Anderung der Hauptsatzung

10
5

keine

5
keine

zwei Stellen zunächst zu befristen, wird von ihr

Ja/Stimmen:
Nein/Stimmen:
Enthaltungen:
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am 12.12.2019 führt noch nicht zu einer wirksamen Änderung der Hauptsatzung. Hier
bedarf er einer entsprechenden Anderungssatzung.

Frau Winter äußert, das etwas anders zu sehen.

Herr Kurowski: Anfrage nach möglichen Folgen für gefasste Beschlüsse und das
zwischenzeitliche Handeln des Bürgermeisters. Es geht hier um Einstellungen und
Entgeltgruppen die nach unten korrigiert wurden.

Aktuell sei mit den Entgeltgruppen nichts passiert, so Frau Küster.

Frau Dr. Tomschin bezieht sich darauf, dass lt. einer Vorschrift Beschlussvorlagen aus der
Verwaltung 14 Tage vorher zur Verfügung gestellt werden müssen, damit sich die
Gemeindevertreter rechtzeitig intensiv damit beschäftigen können. Sie stellt den Antrag, die
Sitzung zu unterbrechen, da der Beschlussvorschlag der Neufassung der Hauptsatzung
heute als Tischvorlage vorgelegt wurde und sie vermeiden möchte, dass ggf. die
Beschlussfassung nicht zustande kommt. Sie sei über die Vorgehensweise schockiert (keine
ordentliche Vorlage für die Gemeindevertreter).

Herr Michalski hält die Unterbrechung nicht für zielführend. In der kurzen Zeit werde nicht
geprüft werden können, ob die Inhalte, die beschlossen wurden, aufgenommen wurden. Er
würde der Satzung eher unter Vorbehalt zustimmen.

Herr Kurowski: Bitte um Abstimmung, Frau Maxi Müller (Gast) von der uRAB, ein
Rederecht einzuräumen.

Beschluss-Nr. 219-07-2020
Die Gemeindevertretung folgt dem Antrag und beschließt die Einräumung eines Rederechtes
für die als Gast anwesende SB der Allgemeinen Kommunalaufsicht des Landkreises
Vorpommern-Rügen, Frau Maxi Müller, zum Sachverhalt der Neufassung der Hauptsatzung
der Gemeinde Ostseebad Binz.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 15 (einstimmig)

Frau Müller stellt zunächst sich und ihre Funktion vor. Sie sei seit dem 15.1.2020 in der
Kommunalaufsicht tätig. Krankheitsbedingt wurden in der vorangegangen Zeit die Arbeiten
auf verschiedene Kollegen verteilt. Mit Aufnahme ihrer Tätigkeit wurde ihr im Januar die
Bearbeitung der Beschlussfassung zu den Anderungswünschen zur Hauptsatzung vom
12.12.2019 zur Bearbeitung übertragen. Sie habe daraufhin der Gemeinde mitgeteilt, dass
lediglich ein Beschluss der Gemeindevertretung nicht zu einer wirksamen Anderung der
Hauptsatzung führt und eine entsprechende Anderungssatzung, welche erneut der
Beschlussfassung bedarf, der Gemeindevertretung vorzulegen ist. Frau Müller führt aus,
dass sie keine Kenntnis darüber hatte, dass es bereits eine 5. Anderungssatzung vom Juni
2019 gebe, weil Ihr dazu keine Unterlagen vorlagen. Diese waren in einem anderen Büro
abgelegt. Herr Koch habe daraufhin die Satzung gewertet und keine Verletzung von
Rechtsvorschriften geltend gemacht. Nach telefonischer Rücksprache wurde der Gemeinde
empfohlen, in der heutigen Sitzung über eine Neufassung der Hauptsatzung zu
beschließen, welche nur die Anderungen der im Juni und Dezember 2019 gefassten
Beschlüsse beinhaltet. Dies hätte den Vorteil, dass eine Klarstellung erfolgt und auch die
Veröffentlichung der im Juni beschlossenen Anderung unangetastet bleiben kann. Da die
Hauptsatzung auf der Tagesordnung steht, ist dies auch mittels Tischvorlage zulässig.

Herr Kurowski stellt den Antrag zur Unterbrechung der Sitzung zur Abstimmung.

Die Gemeindevertretung folgt dem Antrag zur Unterbrechung der Sitzung, um sich zur
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Beratung über die Neufassung der Hauptsatzung in neutrale Räumlichkeiten
zurückzuziehen.

Ja/Stimmen: 14
Nein/Stimmen: 1
Enthaltungen: keine

Die Sitzung wird um 20:20 Uhr unterbrochen und um 20:35 Uhr fortgesetzt.

Frau Dr. Tomschin stellt den Antrag, die neuen Begrifflichkeiten aus der bereits
beschlossenen Betriebssatzung des kommunalen Eigenbetriebes „Eigenbetrieb Binzer
Bucht Tourismus — Eigenbetrieb der Gemeinde Ostseebad Binz“, die Bezeichnung
Tourismusausschuss und „Tourismusdirektoe in der Hauptsatzung anzupassen.

Herr Kurowski stellt den Antrag zur Abstimmung.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 15 (einstimmig)

Der Antrag ist einstimmig angenommen.

Beschluss-Nr. 220-07-2020
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 05.03.2020 die Neufassung der
Hauptsatzung der Gemeinde Ostseebad Binz unter Berücksichtigung des Antrages, dass die
Regelungen, die sich in den §~ 5, 6 und 7 auf den kommunalen Eigenbetrieb Kurverwaltung
beziehen, in der Bezeichnung Eigenbetrieb Binzer Bucht Tourismus — Eigenbetrieb der
Gemeinde Ostseebad Binz und der Bezeichnung des Ausschusses anzupassen sind.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 10
Nein/Stimmen: 5
Enthaltungen: keine

Zu TOP 9 — Beschlussvorschlag über einen Grundsatzbeschluss zum BlueWave Festival
2020 bis 2022

Beschluss-Nr. 221-07-2020
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 05.03.2020 den Grundsatzbeschluss
zum BlueWave Festival 2020 bis 2022.

1. Der Eigenbetrieb Kurverwaltung erarbeitet einen Vertragsentwurf für die künstlerische
Leitung des Festivals für die Jahre 2020 bis 2022.

2. Der Eigenbetrieb Kurverwaltung wird verpflichtet, den Tourismusausschuss und die
Gemeindevertretung über den jeweiligen Stand zu informieren.

3. Der Eigenbetrieb Kurverwaltung wird verpflichtet, vor Abgabe rechtsverbindlicher
Entscheidungen die Beschlussfassung der Gemeindevertretung herbeizuführen.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 15 (einstimmig)

Zu TOP 10 — Beschlussvorschlag über einen Grundsatzbeschluss zum Duckstein-Festival
2021 bis 2023

Beschluss-Nr. 222-07-2020
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 05.03.2020 den Grundsatzbeschluss
zum Duckstein-Festival 2021 bis 2023.
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1. Der Eigenbetrieb Kurverwaltung erarbeitet einen Vertragsentwurf zur Durchführung des
Duckstein-Festivals 2021 bis 2023.

2. Der Eigenbetrieb Kurverwaltung wird verpflichtet, den Betriebsausschuss und die
Gemeindevertretung über den jeweiligen Stand zu informieren.

3. Der Eigenbetrieb Kurverwaltung wird verpflichtet, vor Abgabe rechtsverbindlicher
Entscheidungen die Beschlussfassung der Gemeindevertretung herbeizuführen.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 15 (einstimmig)

Zu TOP 11 — Beschlussvorschlag zur Verlängerung der Kalkulation der Satzung über die
Gebühren für die Inanspruchnahme von Einrichtungen und Anlagen im Strand- und
Dünenbereich der Gemeinde Ostseebad Binz für den Zeitraum von 2016 bis 2020

Beschluss-Nr. 223-07-2020
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 05.03.2020 die Verlängerung der
Kalkulation zur Satzung über die Gebühren für die Inanspruchnahme von Einrichtungen und
Anlagen im Strand- und Dünenbereich der Gemeinde Ostseebad Binz für den Zeitraum 2016
bis 2020.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 15 (einstimmig)

Zu TOP 12 — Beschlussvorschlag über einen Grundsatzbeschluss zur zukünftigen Größe
und Gestaltung der Strandgastronomie

Beschluss-Nr. 224-07-2020
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 05.03.2020 den Grundsatzbeschluss
zur zukünftigen Größe und Gestaltung der Strandgastronomie:

1. Der Eigenbetrieb Kurverwaltung erarbeitet ein Konzept zur zukünftigen Größe und
Gestaltung der Strandgastronomie.

2. Das Konzept soll ebenso die baulich-gestalterischen, medien- und versorgungsrelevanten
Punkte betrachten und aufzeigen.

3. Der Eigenbetrieb Kurverwaltung wird beauftragt, sämtliche notwendige vertragliche
Uberarbeitungen vorzubereiten.

4. Das Konzept soll die bisherigen Beschlüsse der Gemeindevertretung sowie die
derzeitigen vertraglichen Regelungen aufzeigen und Möglichkeiten der Neugestaltung und
—organisation aufzeigen.

5. Der Eigenbetrieb Kurverwaltung wird verpflichtet, den Betriebsausschuss und die
Gemeindevertretung über den jeweiligen Stand zu informieren.

6. Der Eigenbetrieb Kurverwaltung wird verpflichtet, vor Abgabe rechtsverbindlicher
Entscheidungen die Beschlussfassung der Gemeindevertretung herbeizuführen.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 15 (einstimmig)

Zu TOP 13— Beschlussvorschlag über einen Grundsatzbeschluss zur Strandbewirtschaftung
(Strandversorgung, Strandkörbe und sonstige gewerbliche Stranddienstleistungen)

Beschluss-Nr. 225-07-2020
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 05.03.2020 den Grundsatzbeschluss
zur Strandbewirtschaftung (Strandversorgung, Strandkörbe und sonstige gewerbliche
Stranddienstleistungen):
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1. Der Eigenbetrieb Kurverwaltung erarbeite ein Konzept zur zukünftigen
Strandbewirtschaftung.

2. Das Konzept soll die bisherigen Rechtsverhältnisse aufzeigen und Möglichkeiten der
Neugestaltung und —organisation aufzeigen.

3. Das Konzept soll ebenso die wirtschaftlichen Aspekte betrachten und ausführlich
darstellen.

4. Der Eigenbetrieb Kurverwaltung wird beauftragt, die Überarbeitung der Strand- und
Badeordnung rechtlich vorzubereiten.

5. Der Eigenbetrieb Kurverwaltung wird beauftragt, sämtliche sonstige vertragliche
Uberarbeitungen vorzubereiten.

6. Der Eigenbetrieb Kurverwaltung wird verpflichtet, den Betriebsausschuss und die
Gemeindevertretung über den jeweiligen Stand zu informieren.

7. Der Eigenbetrieb Kurverwaltung wird verpflichtet, vor Abgabe rechtsverbindlicher
Entscheidungen die Beschlussfassung der Gemeindevertretung herbeizuführen.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 15 (einstimmig)

Zu TOP 14 — Beschlussvorschlag über einen Grundsatzbeschluss für die zukünftige
Ausrichtung des Konversionsmanagements

Herr Gardeja: Der Arbeitsplan soll in ausgewählten Themen mittels Projektskizzen die
Entwicklung in Prora vertiefen und hinsichtlich der Umsetzbarkeit in wichtigen Eckpunkten
vorgeprüft werden. Themen, für die eine Umsetzbarkeit und Fördermöglichkeit in Aussicht
steht, sollen innerhalb der Verwaltung diskutiert und bewertet werden. Sofern erforderlich,
sollten diese Themen danach mit ausgewählten Akteuren und Gremien bis zu
Richtungsentscheidungen abgestimmt werden.

Beschluss-Nr. 226-07-2020
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 05.03.2020 den Grundsatzbeschluss
zur zukünftigen Ausrichtung des Konversionsmanagements.

1. Den als Anlage zum Beschlussvorschlag beigefügten Arbeitsplan zur Aktualisierung der
inhaltlichen Schwerpunkte für die Beratungstätigkeit im Zeitraum Januar — Juni 2020 im
Rahmen des Konversionsmanagements Prora.

2. Der Eigenbetrieb Kurverwaltung wird verpflichtet, den Betriebsausschuss und die
Gemeindevertretung über den jeweiligen Stand zu informieren.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 15 (einstimmig)

Zu TOP 15 — Beschlussvorschlag zur Übertragung der Zuständigkeit im Rahmen eines
Vergabeverfahrens auf den Hauptausschuss gemäß § 22 Nr (5) Satz 2 KV MV.

Beschluss-Nr. 227-07-2020
Die Gemeindevertretung Binz beschließt in ihrer Sitzung am 05.03.2020, den
Hauptausschuss zu legitimieren, den Beschluss zur Vergabe einer Bauleistung aus dem
Bauvorhaben: „Neugestaltung der Seebrückenbeleuchtung mittels LED“, in der Gemeinde
Ostseebad Binz, hier: Los 1 — Kraftstrom und LED-Beleuchtung, zu fassen.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 15 (einstimmig)

Zu TOP 16 - Beschlussvorschlag zum Antrag auf Ausnahme von der Veränderungssperre im
Bereich des sich in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes Nr. 39 ~Wohnen am
Potenberg“ der Gemeinde Ostseebad Binz im Rahmen des Antrages: „Nutzungsänderung
von reinem Wohnen in Vermietung an Feriengäste (WEG Nr 10)‘
hier: Entscheidung über das Einvernehmen nach § 36 BauGB
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Beschluss-Nr. 228-07-2020
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 05.03.2020, im Rahmen des
Bauantrages: „Nutzungsänderung von reinem Wohnen in Vermietung an Feriengäste (WEG
Nr. 10, Bahnhofstraße 40)“, der Herstellung des gemeindlichen Einvernehmens für die
Ausnahme von der Veränderungssperre im Bereich des sich in Aufstellung befindlichen
Bebauungsplanes Nr. 39 „Wohnen am Potenberg“ der Gemeinde Ostseebad Binz, nicht
zuzustimmen.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 15 (einstimmig)

Zu TOP 17 - Beschlussvorschlag zum Antrag auf Befreiung nach § 31 Abs. 2 BauGB von
den Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 1 „Zentrum“ (TF Teil B Pkt. 7) der Gemeinde
Ostseebad Binz

Herr Schneider erläutert, dass es um eine erfolgte Baumfällung im Rahmen des
Bauantrages „Neubau eines Appartementhauses mit Tiefgarage“ gehe, welche im
Nachhinein legalisiert werden solle. Die Fällung des im Bebauungsplan festgesetzten
Baumes Nr. 7 habe eines Befreiungsantrages bedurft, sodass die Gemeinde im Rahmen des
Einvernehmens erneut beteiligt wurde. Er gehe davon aus, dass Herr Colmsee als
Vorsitzender des Bauausschusses mehr dazu sagen kann.

Herr Colmsee spricht von einer im Bauausschuss einstimmig ablehnenden
Beschlussempfehlung. Insofern handelte es sich auch nicht um eine abweichende
Beschlussempfehlung. Im Nachhinein sei lediglich darüber gesprochen worden, dass
vonseiten der Verwaltung ein Vorschlag erfolgen müsse. Es sei so, dass es sich um einen im
Bebauungsplan festgesetzten Baum handelt. Auf dem Grundstück befinden sich mehrere
Bäume, für die eine Fällgenehmigung von der Gemeinde erteilt wurde. Der Baum Nr. 7
befinde sich nach Einschätzung von Herrn Colmsee außerhalb des Baufeldes. Da sei aber
eine Tiefgarage geplant. An sich hätte man vorher den Antrag auf Befreiung stellen müssen.
Aus diesem Grund sei die Ablehnung im Bauausschuss erfolgt, im Nachhinein eine
Befreiung zu erteilen. Richtigerweise müsste es im Ergebnisblatt 10 Nein/Stimmen heißen.

Beschluss-Nr. 229-07-2020
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 05.03.2020, im Rahmen des
Bauantrages~. „Neubau eines Appartementhauses mit Tiefgarage“, das gemeindliche
Einvernehmen für die Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 1
„Zentrum“ der Gemeinde Ostseebad Binz hinsichtlich der Maßnahmen zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (Textliche Festsetzungen Teil
B, Punkt 7) herzustellen.

Abstimmung: Ja/Stimmen: keine
Nein/Stimmen: 14
Enthaltungen: 1

Damit ist der Beschluss zur Herstellung des gemeindlichen Einvernehmens abgelehnt.

Herr Kurowski bittet, die Thematik hinsichtlich der Fällgenehmigung im Bauausschuss
noch einmal zu thematisieren.

Zu TOP 18- Antrag der Fraktion „aus der Mitte“ zur Thämlitz-Halle

Herr Tomschin: Unser Fraktionsmitglied und gleichzeitig Vorsitzende des
Betriebsausschuss Frau Dr. Tomschin (aus der MITTE) hat zur Diskussion des
Haushaltsplanes der Gemeinde Ostseebad Binz für das Jahr 2020 angeregt, die seit
Jahren nicht stattfindende Weiterentwicklung der Thämlitz-Halle endlich anzugehen. Herr



14

Behrens hat in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass dies durch einen Antrag
einzubringen sei. Von diesem Recht macht die Fraktion „aus der MITTE“ mit dem
vorliegenden Antrag Gebrauch.
Die Thämlitz-Halle befindet sich am Rande einer Gewerbefläche: Die Halle steht ungenutzt
leer, obwohl dringender Bedarf vorhanden ist. Seit Jahren ist der Eigenbetreib
Kurverwaltung auf der Suche nach einer geeigneten Unterbringungsmöglichkeit für die
Rettungsschwimmer der DLRG, Weiterhin sind wenige Lager- und Wirtschaftsflächen
vorhanden. Mit der Entwicklung von Prora werden weitere dieser Flächen benötigt.
Mit rund 100.000 EUR Kosten pro Jahr für die Einmietung der Rettungsschwimmer in Hotels
werden in weniger als einem Quartal öffentliche Gelder in Größenordnungen
unwirtschaftlich verwendet. Diesem Punkt soll mit dem Antrag begegnet und somit eine
deutliche Verbesserung der eingesetzten öffentlichen Mittel erreicht werden.
Die Neuentwicklung soll auch unterschiedliche Nutzungsmöglichkeiten berücksichtigen:

- Möglichkeit der Nutzung und Übernachtung von Vereinen
- Möglichkeit der Nutzung und Ubernachtung für Gäste der Vereine
- Ubernachtungsmöglichkeit für Künstler
- Erweiterung des Bauhofes

Beschluss-Nr. 230-07-2020
Die Gemeinde- und Kurverwaltung werden beauftragt, die Entwicklung der lmmobilie als
auch der Liegenschaft der Thämlitz-Halle dahingehend zu prüfen, dass die lmmobilie und
Liegenschaft durch den Eigenbetrieb Kurverwaltung übernommen, entwickelt, betrieben und
bewirtschaftet wird. Dazu haben Gemeinde- und Kurverwaltung mögliche
Umsetzungsvarianten bis spätestens Juni 2020 aufzuzeigen und der Gemeindevertretung
vorzustellen.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 15 (einstimmig)

Zu TOP 19- Antrag der Fraktion „aus der Mitte“ zur Mobilität zum Jagdschloss Granitz

Herr Tomschin: Die Erreichbarkeit touristischer Ausflugsziele ist von wichtiger Bedeutung
für die Entwicklung unseres Ortes. Neben der bereits fahrpreislosen und
kurabgabenfinanzierten Erschließung des Ausflugszieles Naturerbezentrum Prora besteht
mit den touristischen Gelegenheitsverkehren eine funktionierende, emissionsarme Mobilität
im Ort. Dieser touristischer Gelegenheitsverkehr hat sich Jahrzehnte bewährt und soll
zukünftig in kürzeren Taktungen mit emissionsarmer Mobilität auch das Jagdschloss
Granitz anbinden. Dadurch erschließen sich gerade im Bereich der Tagesgäste zusätzliche
und neue Refinanzierungsmöglichkeiten. Das neue Angebot schafft auch eine deutliche
Verbesserung des gesamttouristischen Angebotes für die Gäste unseres Ortes.

Frau Holtz verweist darauf, dass die Tageskurkarteninhaber keine Übernachtungsgäste
seien. Anfrage, ob Einwohnerkarteninhaber von der Nutzung ausgeschlossen sind.

Änderungsantrag Herr Tomschin: Änderung der Formulierung Übernachtungsgäste (Satz 1)
in Kurkarten- Einwohnerkarteninhaber

Herr Kurowski stellt den Antrag zur Abstimmung.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 15 (einstimmig)

Beschluss-Nr. 231-07-2020
Die Kurverwaltung wird beauftragt, die Mobilität zum Jagdschloss Granitz als fahrpreislosen
emissionsarmen Gelegenheitsverkehr für Kurkarten- und Einwohnerkarteninhaber
auszuschreiben. Die bestehenden touristischen Verkehre sind sinnvoll miteinander zu
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verbinden. Die Kurverwaltung hat dazu ein Fahr- und Finanzierungskonzept aufzuzeigen und
der Gemeindevertretung vorzulegen. Das Finanzierungskonzept soll die Beteiligung
touristischer Partner als auch die Beteiligung von Tagesgästen berücksichtigen und somit die
haushaltsneutrale Finanzierung ermöglichen. Die Gemeindevertretung folgt dem Hinweis des
Betriebsausschusses, dass der Eigenbetrieb Kurverwaltung für die Sitzung des
Betriebsausschusses am 24.03.2020 ein Fahr- und Finanzierungskonzept erarbeitet,
welches zur Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung am 16.04.2020 vorzulegen ist.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 15 (einstimmig

Zu TOP 20 - Antrag der Fraktionen „Bürger für Bint, „aus der Mitte“ und des
Abgeordneten, Herrn Klein, zur Ausweisung einer Grünfläche

Herr Colmsee: Es handelt sich hier um eine Park-/Grünfläche, die als Sport-, Freizeitfläche
und Erholungsfläche genutzt wird. Die Fläche grenzt seitlich an ein Baugrundstück. Gemäß
Zuwendungsbescheid des Landesförderinstitut M-V vom 23.8.2001 wurde das Grundstück
im Rahmen der Maßnahme „Neugestaltung eines Kurparks als ParklGrünfläche gefördert.
Herr Colmsee macht deutlich, das zum Zeitpunkt der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr.
1 „Zentrum“ das Grundstück als Park-/Grünfläche hätte ausgewiesen werden müssen. Es
handelt sich somit um ein theoretisch bebaubares Grundstück. Mittlerweile gibt es
unterschiedliche Auffassungen hinsichtlich einer möglichen Bebauung. Die Antragsteller
lehnen eine Bebauung ab. Es handelt sich somit um einen Fehler im Bebauungsplan.
Herr Colmsee gibt eine kurze Chronologie zum Kurpark:

- 1925 kauft die Gemeinde Binz ein drei Morgen großes Wäldchen.
Das Wäldchen soll zu einem Kurpark umgestaltet werden.

- 1928 lässt die Brunnen —Vertriebs — Aktien - Gesellschaft - Berlin im Kurpark ein
Brunnenhaus bauen und bietet Kurgästen während ihres Spazierganges in- und
ausländische Heilwässer an.

- 1950 wird die Ahlbeck zwischen Heinrich-Heine-Straße und Mündung verröhrt.
- 1958 erfolgt ein zweiter Abschnitt im Bereich des Kurparks
- 1962 wird ein Teil des Parks zu einem Tierpark umgestaltet. Das Brunnenhaus wird

nun als Vogelhaus genutzt.
- 2001/02 erfolgen für 563.000,- € umfangreiche Sanierungsarbeiten. 80 % der Mittel

werden vom Wirtschaftsministerium getragen.
Der Park besteht nun aus drei Abschnitten: dem Kinderspielplatz, dem Parkabschnitt
für Spaziergänger und dem für sportlich interessierte Bürger, die dort kneippen
können.

Durch die Ausweisung als Park-/Grünfläche wird der Kurpark als Grünzone für nachfolgende
Generationen gesichert und geschützt.

Dem damaligen Willen der Gemeinde Binz, eine Grünzone als „grüne Lunge“ in Binz zu
erhalten, wird somit entsprochen!

Herr Reinbold: Der Antrag wurde bereits in den Ausschüssen umfassend diskutiert. Zumal
die baurechtlichen Besonderheiten, die tatsächlich auch eine Rolle spielen, sehr schwer zu
verstehen sind. Herr Reinbold macht deutlich, dass die Antragsteller hier jemandem einen
Gefallen erweisen und dies sei nichts Gutes für die Gemeinde.

Herr Gardeja macht deutlich, dass eine Baulast eingetragen und somit das Grundstück
abgewertet werde, welches dann finanzielle Auswirkungen auf das Sondervermögen der
Kurverwaltung habe.



16

Herr Behrens fügt hinzu, dass es zu einer Abwertung des Betriebsvermögens komme.
Zudem fehlen Angaben zur beabsichtigten Deckung dieser Mehraufwendungen. Der
Beschluss müsse somit beanstandet werden.

Herr Kurowski verweist auf die Beratungspflicht des Bürgermeisters gegenüber der
Gemeindevertretung. Wenn die Fraktionen einen Antrag stellen, ist dieser von der
Verwaltung im Vorfeld hinsichtlich der Rechtmäßigkeit zu prüfen, das Unterlassen dieser
Beratungspflicht sei für ihn ein öffentliches Vorführen. Es sei für ihn unverständlich, warum
permanent versucht werde, Unfrieden in der Gemeindevertretung zu stiften.

Herr Tomschin verwahrt sich gegen die Unterstellung von Herrn Reinbold jemandem einen
Gefallen zu erweisen. Es handelt sich hier um eine Grünfläche welche als „grüne Lunge“
erhalten bleiben soll.
Herr Tomschin bittet darum, dass Herr Dr. Raith als Stadtplaner Stellung zu der Problematik
in der nächsten Sitzung beziehe.

Herr Colmsee verweist darauf, dass er die Problematik wiederholt mit Frau Guruz erörtern
wollte. Diese habe ihn während der Vorbereitung eines Bauausschusses ihres Büros
verwiesen, da sie die Meinung vertritt, es mit ihm nicht diskutieren zu wollen, da der
Gemeindevertretung es nicht zustehe, über dieses Grundstück zu entscheiden.

Herr Colmsee führt aus, dass er sich durch den Landkreis fachlich beraten lassen habe.
Alternativ bestehe die Möglichkeit, dass die SPD-Fraktion einen Antrag stellt, einen
Grundsatzbeschluss in der Gemeindevertretung herbeizuführen, das Grundstück zu
entwickeln.

Herr Klein stellt den Antrag auf Beendigung der Aussprache.

Die Fraktion der SPD, Herr Reinbold, stellt den Antrag auf namentliche Abstimmung. Das
Ergebnis lautet wie folgt:

Herr Tomschin ja
Herr Klein ja
Herr Böttcher ja
Herr Colmsee ja
Herr Deutschmann ja
Herr Mehlhorn ja
Frau Dr. Tomschin ja
Frau Drahota ja
Herr Michalski ja
Herr Schulz nein
Herr Reinbold nein
Herr Müller nein
Herr Borchert nein
Frau Holtz nein
Herr Kurowski ja

Beschluss-Nr. 232-07-2020
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 05.03.2020 die Ausweisung des
gemeindlichen Grundstückes, Flurstück 503/3 in der Gemarkung Binz, Flur 2 als Park
/Grünfläche. Die Ausweisung des Grundstücks als Park-/Grünfläche erfolgt durch Anderung
und Korrektur im Bebauungsplan Nr. 1 „Zentrum“.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 10
Nein/Stimmen: 5
Enthaltungen: keine
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Zu TOP 21 - Antrag der Fraktionen „Bürger für Binz“, „aus der Mitte“ und des Abgeordneten,
Herrn Klein zur Wahl einer/s neuen 2. stellvertretenden Bürgermeisterin/Bürgermeisters der
Gemeinde Ostseebad Binz

Herr Michalski nimmt an der Beratung und Beschlussfassung zu den TOP 21 und 22 wegen
Befangenheit nicht teil. Er nimmt im Publikum Platz.

Herr Tomschin bringt den Antrag der Fraktionen „Bürger für Binz“, ‚aus der Mitte“ und des
Abgeordneten, Herrn Klein wie folgt zu Gehör
Die Gemeindevertretung möge beschließen, Frau Stine Winter, mit Ablauf des 05.03.2020
als 2. Stellvertreterin des Bürgermeisters abzuberufen.

Begründung: Gemäß § 40 Abs. KV M-V wählt die Gemeindevertretung zwei Stellvertreter
des Bürgermeisters, die ihn im Fall seiner Verhinderung vertreten. Nach § 40 Abs. 3 KV M-V
erfolgt die Wahl aus dem Kreis der dem Bürgermeister nachgeordneten leitenden Mitarbeiter
für die Dauer der Wahlperiode der Gemeindevertretung. Sie sind für die Dauer ihrer Amtszeit
als Ehrenbeamte zu berufen. Am 09.03.2020 nimmt die Amtsinhaberin, Frau Michalski, ihre
Tätigkeit wieder auf. Mit der vorzeitigen Neuwahl soll vermieden werden, dass mit Ablauf des
befristeten Arbeitsverhältnisses zum 31.03.2020 die Funktion des 2. Stellv.
Bürgermeisters/Bürgermeisterin bis zur nächsten Sitzung der Gemeindevertretung im April
unbesetzt ist.

Beschluss-Nr. 233-07-2020
Die Gemeindevertretung folgt in ihrer Sitzung am 05.03.2020 dem Antrag der Fraktionen
„Bürger für Binz“, „aus der Mitte“ und des Abgeordneten, Herrn Klein und beschließt die
Abberufung von Frau Stine Winter als Zweite Stellvertreterin des Bürgermeisters mit Ablauf
des 05.03.2020.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 10
Nein/Stimmen: 2
Enthaltungen: 2

Es war ein Mitglied der Gemeindevertretung von der Beschlussfassung ausgeschlossen.
Eine Beschlussfassung über den ursprünglichen Beschlussvorschlag erübrigt sich damit.

Zu TOP 22 - Beschlussvorschlag zur Wahl der 2. Stellvertreterin/des 2. Stellvertreters des
Bürgermeisters

Herr Michalski verweilt weiterhin im Publikum.

Herr Tomschin stellt den Änderungsantrag, Frau Steffi Michalski als 2. Stellvertreterin des
Bürgermeisters zu wählen und ab 06.03.2020 zur Ehrenbeamtin zu ernennen.

Herr Kurowski stellt den Antrag zur Abstimmung:

Abstimmung: Ja/Stimmen: 12
Nein/Stimmen: keine
Enthaltungen: 2

Der Antrag ist angenommen.



Frau Steffi Michalski

als 2. Stellvertreterin des Bürgermeisters für die Dauer der Wahlperiode und ernennt sie ab
06.03.2020 zur Ehrenbeamtin.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 10
Nein/Stimmen: 2
Enthaltungen: 2

Es war ein Mitglied der Gemeindevertretung auszuschließen.

Zu TOP 23 - Beschlussvorschlag über die Zustimmung zur Annahme einer Sachspende für
die Freiwillige Feuerwehr Ostseebad Binz

Beschluss-Nr. 235-07-2020
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 05.03.2020 die Annahme einer
Sachspende in Höhe von 354,00 EUR. Es handelt sich hierbei um die Jahresrechnung 2020
der Kabelmiete, die Herr Alexander Padur, Kabel -w Binz GmbH & Co.KG Binz,
Dünenstraße 34 A, der Freiwilligen Feuerwehr des Ostseebades Binz sporisert.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 15 (einstimmig)

- /
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Mario Kurowski Wollaeger
Vorsitzender der Gemeindevertretung Protokollantin


